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I Zentrale Ergebnisse und Schlussfolgerungen

1. Bevölkerungs- und Haushaltsentwicklung

1.1. Schleswig Holstein ist ein wachsendes Land

Während in den Jahren vor 2010 die Zuwanderung (aus dem Ausland) nach Schles-

wig-Holstein eher rückläufig war, kam es hier in den letzten Jahren zu einer Trendumkehr. 

Seit 2010 steigen die Wanderungsgewinne schnell wieder an: zuerst aus Südeuropa als 

Folge der Finanzkrise, dann aus Osteuropa und zuletzt aus dem Nahen Osten und Afrika. 

Hinzu kommt die zunehmende Suburbanisierung aus Hamburg. Im Ergebnis entstanden 

immer mehr Knappheiten am Wohnungsmarkt. In den (Ober-)Zentren wurden die resultie-

renden Engpässe zusätzlich verstärkt im Zuge der Wanderungen innerhalb des Landes. So 

erlebt Schleswig-Holstein seit 2011 verstärkt Preissteigerungen bei Kauf und Miete.

1.2. Mittelfristig bestimmt zwar wieder das Geburtendefizit die Einwohner-

zahl

Basis für die im Folgenden beschriebenen Prognosen ist der Stichtag 31.12. 2014. Damals 

lebten in Schleswig-Holstein 2,831 Mio. Menschen. Landesweit wird diese Einwohnerzahl 

zunächst noch weiter wachsen. Das ließen bereits ältere Prognosen des Statistischen Bun-

desamtes aus dem Jahr 2015 erwarten, bei denen die fluchtbedingte Zuwanderung aller-

dings noch nicht ausreichend berücksichtigt war (vgl. Abb. 1 W2/2015 und Tab. 1). Damals 

wurde ein Maximum der Bevölkerung von 2,851 Mio. für das Jahr 2020 erwartet.1 Eine neu-

ere Prognose des Statistischen Landesamtes aus dem Jahr 2016 berücksichtigt den zusätz-

lichen Wanderungsschub. Infolgedessen steigt das erwartete Bevölkerungsmaximum auf 

2,904 Mio. Menschen im Jahr 2020 (Abb. 1 W2/2016). Aber auch diese Vorausberechnung 

erwartet ein Abschmelzen der Einwohnerzahl in den 2020er Jahren – dann wird das Ge-

burtendefizit wieder zunehmend größer ausfallen als die Zuwanderung.

1.3. Die Zahl der Haushalte steigt jedoch langfristig an

Neben der reinen Einwohnerzahl ist für den Wohnungsmarkt die Zahl der Haushalte von 

entscheidender Bedeutung. Im Jahr 2014 verteilt sich die Bevölkerung auf 1,375 Mio. Haus-

halte. Auch diese Zahl wird in der Zukunft weiter steigen, anders als die reine Einwohner-

zahl sogar bis zum Jahr 2026 auf dann 1,452 Mio. – auch danach sinkt sie nicht, sondern 

1 Bei einer mittleren jährlichen Zuwanderung nach Deutschland von 200.000 Menschen aus dem Ausland 

(Variante W2/2015). Selbst bei einer Zuwanderung von 100.000 Menschen wäre die Einwohnerzahl bis 

2019 noch auf 2,839 Mio. gestiegen (W1/2015).
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verharrt auf diesem Niveau (vgl. Abb. 1 und Tab. 1). Das ist möglich aufgrund der Verklei-

nerung der durchschnittlichen Haushaltsgrößen und der damit einhergehenden Kinder-

losigkeit bzw. Versingelung. Im Ergebnis werden bis zum Jahr 2030 hierzulande rund 76 

Tsd. Haushalte mehr leben als im Basisjahr der Prognose 2014. Knapp drei Viertel dieses 

Nachfragezuwachses entfallen aufgrund der starken Zuwanderung dabei auf die kurze 

Frist 2015-19 (vgl. Tabelle 1).

Abbildung 1: Entwicklung der Bevölkerung und Haushalte in Schleswig-Holstein 1995 bis 2014 sowie Prognose bis 

20302

 „W2/2016“: Erhöhte Flüchtlingszuwanderung nach Schleswig-Holstein in den Jahren 2015 

bis 2019 

„…ohne Flüchtlinge“: Außenwanderungssaldo Deutschland sinkt von zunächst 500 Tsd. 

bis zum Jahr 2021auf 200 Tsd. Personen (W2/2015). Haushaltsgröße Flüchtlinge = 2,3 Per-

sonen.

Tabelle 1: Zentrale Ergebnisse – Demographie in Schleswig-Holstein  
Kurzfristig bis 2019 (oF = ohne Flüchtinge; mF = mit Flüchtlingen)3

Langfristig bis 2030

2 Quelle: Berechnungen empirica, Einwohnerzahlen Statistisches Bundesamt und Statistikamt Nord

3 Berechnungen empirica, Einwohnerzahlen Statistisches Bundesamt und Statistikamt Nord
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Kasten 1:  Annahmen zum kurz- und langfristigen wohnungsmarktrelevanten Verhalten 
der Flüchtlinge

Prognosen zum wohnungsmarktrelevanten Verhalten der Flüchtlinge sind schwierig. 

Denn noch gibt es keine Anhaltspunkte dafür, in welchem Familienzusammenhang und 

in welchen Wohnformen sie langfristig leben werden (Umfang Familiennachzug, Eigen-

heim vs. Geschosswohnung, Miete vs. Eigentum). 

Es werden deswegen vereinfachende Annahmen getroffen. Demnach unterscheiden 

sich die Flüchtlinge im Fünfjahreszeitrum 2015-19 zunächst erheblich hinsichtlich ihres 

wohnungsmarktrelevanten Verhaltens von den bisherigen Einwohnern: sie bilden an-

nahmegemäß nicht nur größere Haushalte, sondern leben zudem alle zur Miete in einer 

Geschosswohnung. Für die lange Frist wird dagegen eine Angleichung in dem Sinne un-

terstellt, dass Flüchtlinge bis zum Jahr 2030 nicht nur vergleichbare Haushaltsstrukturen 

aufweisen wie die alteingesessenen Haushalte, sondern auch vergleichbare Einfamilien-

hausquoten und Wohneigentumsquoten. Die Wohneigentums-/Eigenheimquote wird 

für Flüchtlinge jedoch gedeckelt bei 34,5% - dies entspricht der Quote aus dem aktuells-

ten Mikrozensus 2014 für Haushalte mit Migrationshintergrund.

Als „Flüchtlinge“ werden jeweils diejenigen Personen behandelt, die in der Bevölke-

rungsprognose von 2016 (W2/2016; vgl. Abb.1) gegenüber der Prognose von 2015 

(W2/2015) zusätzlich in Schleswig-Holstein wohnen. Diese Abgrenzung stellt nur eine 

grobe Annäherung dar, weil auch die Prognose von 2015 schon eine hohe Zuwanderung 

aus dem Ausland unterstellt hat – und darunter bereits einen gewissen Anteil an Flücht-

lingen. Diese Ungenauigkeit ist in der aktuellen Situation und für die kurze Frist aber 

hinnehmbar. In fünf Jahren wird man mehr über das wohnungsmarktrelevante Verhalten 

der Flüchtlinge wissen und darauf aufbauend dann verbesserte Prognosen für die lange 

Frist vornehmen können.
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1.4. Schleswig-Holstein ist demographisch gespalten

Die demographische Entwicklung offenbart deutliche Unterschiede zwischen Stadt und 

Land sowie dem wachstumsstarken Süden und der absehbaren Schrumpfung in weiten 

Teilen des restlichen Landes (vgl. Karten 1 und 2). Auf der einen Seite werden verstädterte 

Gebiete wie das Hamburger Umland und Oberzentren und Mittelzentren bis etwa 2030 

kontinuierlich wachsen. Auf der anderen Seite stehen das Umland der Ober- und Mittel-

zentren sowie die sonstigen Gemeinden. Zwar werden diese Regionen kurzfristig ebenfalls 

noch steigende Haushaltszahlen verbuchen, das Maximum ist jedoch schon um 2020 er-

reicht. Das Umland der Mittelzentren wird im Jahr 2030 nur noch so viele Haushalte beher-

bergen wie schon im Jahr 2014.

1.5. In manchen Regionen drohender Leerstand aufgrund schrumpfender 

Nachfrage

In der Folge erleben manche Regionen zwar heute noch steigende Wohnungsnachfrage 

und benötigen daher Neubau, sie haben jedoch schon in absehbarer Zukunft ihr Maxi-

mum überschritten und werden danach deutlich weniger Wohnraumbedarf haben. Jede 

Wohnung aber, die im Hinblick auf den vermutlich höchsten Bedarf heute dringend be-

nötigt und gebaut wird, führt danach zu Leerstand. Deswegen darf die hohe Überschuss-

nachfrage in der Gegenwart nicht dazu verführen, Wohnungen beliebiger Qualität auf den 

Markt zu bringen. Vielmehr war es noch nie so wichtig wie heute, qualitativ hochwertige 

Wohnungen zu bauen, die auch künftig noch den steigenden Ansprüchen der Nachfrager 

gerecht werden. Dies gilt für alle Teile des Landes, aber insbesondere für den ländlichen 

Raum. Der heutige Neubau muss daher ganz gezielt an den langfristigen Bedarfen orien-

tiert sein, um langfristige Folgekosten zu vermeiden.

1.6. Nachfragegerechte Angebote

Eine große Bedeutung kommt dabei dem Lebensphasenwohnen zu: Die Menschen legen 

immer mehr Wert auf Wohnungen, die den Anforderungen des aktuellen Lebenszyklus 

entsprechen. Das betrifft die Lage, aber auch die Größe, den Zuschnitt und vor allem den 

Preis der Wohnung. In den Zentren suchen zuwandernde Singles zentrale Wohnungen und 

insbesondere gut Verdienende konkurrieren dabei mit kinderlosen Paaren, aber auch mit 

Familien. Bei der Wohnungswahl steht für Familien dann weniger die Wohnfläche selbst, 

als vielmehr die Zahl der Zimmer im Vordergrund. Wenn die passende Wohnung nicht zu 

finden ist oder das Budget sprengt, sind sie jedoch eher zu Kompromissen bereit. In der 

Folge werden sie auf städtischen Knappheitsmärkten von zahlungskräftigeren Kinderlosen 

ins Umland vertrieben. 
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Am Stadtrand und im Umland der Zentren und von Hamburg sind als Folge dieser Sub-

urbanisierung vor allem Familienheime gefragt, dann aber möglichst als Eigenheim (zum 

Begriff des Eigenheims vgl. Kasten 3) und weniger im Geschosswohnungsbau. Aber auch 

hier müssen sie für die Zielgruppe „bezahlbar“ sein, andernfalls entstehen keine lebendi-

gen Familienquartiere, sondern unbelebte Doppelverdiener- und Seniorenquartiere.4

Generell fehlen auch altersgerechte Wohnungen. Das gilt im Besonderen für die Schrump-

fungsregionen, denn je größer das Geburtendefizit und je geringer die Zuwanderung 

(i.d.R. junger Menschen), desto schneller steigt das Durchschnittsalter. Anders als Familien-

heime werden seniorengerechte Wohnungen allerdings eher im Geschosswohnungsbau 

nachgefragt, sind kleiner als Familienwohnungen und z.B. ohne großen Garten, der zusätz-

liche Arbeit macht. Auch das Thema „Hausgruppen“ für Ältere spielt in ländlichen Regio-

nen eine zunehmende Rolle.

1.7. Es fehlen vor allem Wohnungen für junge Familien

Eine exakte, mengenmäßige Abschätzung des Neubaubedarfs für verschiedene Nach-

fragegruppen ist jedoch schwierig. Denn abgesehen von Wohnungen mit Belegungsbin-

dung gibt es keine Gewähr, dass die angepeilte Gruppe auch tatsächlich einzieht. Vor al-

lem in der aktuellen Knappheitsphase „wildern“ zudem die verschiedenen Zielgruppen oft 

in „fremden Revieren“: die gehbehinderte Seniorin mietet lieber eine preiswerte Bestands-

wohnung als den barrierefreien Neubau, das gutverdienende Paar bezieht die Wohnung 

welche für eine jungen Familie konzipiert war, diese wiederum bezieht eine (zu) kleine 

Wohnung, die eigentlich für einen Single gedacht war usw. Im Ergebnis haben in Knapp-

heitsphasen fast alle Nachfragegruppen Probleme, sich am Wohnungsmarkt angemessen 

zu versorgen – selbst Haushalte mit mittlerem Einkommen.

Dennoch lassen sich auf Basis empirischer Beobachtungen aus früheren, entspannten 

Marktphasen grobe Strukturen für den Neubaumix ableiten. Demnach müsste etwa die 

Hälfte aller Neubauwohnungen für Paare mit Kindern eingeplant werden (50%; vgl. Tabelle 

2), ein Viertel für kinderlose Paare (25%), ein Fünftel für Singles (20%) und jeder zwanzigste 

Neubau für Alleinerziehende (5%). Bezogen auf verschiedene Altersgruppen sollte jede 

vierte Wohnung für unter 35-Jährige geplant werden (25%; vor allem Singles und Kinder-

lose), sechs von zehn Wohnungen für 35- bis unter 65-Jährige (60%; vor allem Familien) 

sowie etwa jede siebte Wohnung für Senioren (15%; i.d.R. Alleinlebende und Paare).

4 Vgl. Immobilienseite der FAZ vom 1. April 2017 oder online:  http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/immo-

bilien/familien-mangelware-im-neubauviertel-lebendige-quartiere-ohne-kinder-14949256.html

http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/immobilien/familien-mangelware-im-neubauviertel-lebendige-quar
http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/immobilien/familien-mangelware-im-neubauviertel-lebendige-quar


- 7 -

Tabelle 2:  Soll-Verteilung der Nachfragegruppen im Neubau5

*Mehrgenerationenhaushalte **Hochgerechnet mit 2014er Haushaltsstrukturen

Lesebeispiel: Auf dem entspannten Wohnungsmarkt des Jahres 2006 wohnten 2,3% aller 

Singles in einer Neubauwohnung. Soll die Neubauquote bei den Singles 2017 genauso 

hoch sein, dann müssen – gegeben die aktuelle Zahl und der aktuelle Anteil an Singlehaus-

halten – heute 22% aller Neubauwohnungen auf die Zielgruppe der Singles zielen (gerun-

det 20%).

2. Regionale Bedarfe, Dringlichkeit und Hemmnisse des Neubaus

2.1. Hoher Neubaubedarf – vor allem in der nahen Zukunft

Um das Jahr 2007 war der Wohnungsmarkt in Schleswig-Holstein weitgehend ausgegli-

chen, seither steigen die Mietpreise und sinken die Leerstände. Aber vor allem steigt seit-

her die Zahl der Haushalte stärker als die Zahl der regional verfügbaren Wohnungen. Auf-

grund dieser Entwicklung lassen sich derzeit folgende Neubaubedarfe prognostizieren:

5 Quelle: Mikrozensus 2006, Statistikamt Nord und Berechnungen empirica
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Tabelle 3: Zentrale Ergebnisse – Neubau in Schleswig-Holstein6 
Kurzfristig bis 2019

 

 Langfristig bis 2030

Zu Neubaubedarf vs. Neubaunachfrage vgl. Kasten 2

*Obergrenze bei konstanter Zahl leer stehender Wohnungen 

**Ersatzquote p.a. 0,3% MFH / 0,1% EZFH 

***Nachfrage, die das vorhandene Angebot qualitativ nicht erfüllen kann

6 Quelle: Statistikamt Nord und Berechnungen empirica
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Kasten 2: Neue Methode – Nachfrageprognose ergänzt Bedarfsprognose
Wohnungsmarktprognosen schätzen immer zwei Komponenten: wie viele Wohnungen 

werden rein mengenmäßig benötigt, um alle Haushalte unterzubringen (quantitative 

Zusatznachfrage) und wie viele Wohnungen müssen aus „technischen“ Gründen ersetzt 

werden.

Herkömmliche Bedarfsprognosen ermitteln für die zweite Komponente einen Ersatz-

bedarf. Dafür werden meist 0,1% bis 0,3% des Wohnungsbestandes angesetzt. Dieser 

normative Ansatz kann jedoch nicht erklären, warum trotz hoher und weiter wachsender 

Leerstände es sogar in demographischen Schrumpfungsregionen immer noch beachtli-

che Fertigstellungen gibt. 

Deswegen hat empirica eine neue Methode Nachfrageprognose entwickelt. Dabei 

wird anstelle des normativen Ersatzbedarfs empirisch eine qualitative Zusatznachfrage 

geschätzt. Hierbei steigt die Neubaunachfrage über die quantitative Zusatznachfrage 

hinaus, wenn die Qualität des Wohnungsbe-stands nicht mehr den Anforderungen der 

Nachfrager entspricht. 

Wird diese qualitative Zusatznachfrage nicht befriedigt, droht eine erhöhte Abwande-

rung aus der betreffenden Region. Insofern liefert die Differenz aus Bedarfs- und Nach-

frageprognose implizit auch eine Zusatzinformation darüber, wie sensibel die Nachfrager 

auf Qualitätsmängel im vorhandenen Wohnungsbestand reagieren.

 

Die Prognose verdeutlicht, dass insbesondere in der kurzen Frist viel mehr gebaut werden 

muss, als in der Vergangenheit: im Zeitraum 2015 bis 2019 knapp 16.000 Wohnungen jähr-

lich statt nur rund 10.000 Einheiten wie in den letzten Jahren (vgl. Tab. 3). Die kurzfristige 

Steigerung der Bautätigkeit um rund 60% ist dabei kein Ding der Unmöglichkeit, wie ein 

Blick in Statistiken der letzten Boomphase zeigt: So wurden in den Jahren 1995 bis 1999 

sogar durchschnittlich fast 21.000 Wohnungen pro Jahr neu errichtet.

In der ferneren Zukunft sinkt dagegen der Zusatzbedarf wieder deutlich ab, so dass in der 

langen Frist zwischen 2015 und 2030 nur knapp 10.000 Wohnungen jährlich und nach 

2020 sogar weitaus weniger neue Einheiten gebraucht werden (vgl. Tabelle 3). Dieses Auf-

und-Nieder ist insbesondere in der aktuellen Flüchtlingszuwanderung begründet. Eine 

Rolle spielt aber auch die aktuelle Suburbanisierungswelle aus Hamburg sowie die Wan-

derungsbewegungen innerhalb Schleswig-Holsteins in die Mittel- und Oberzentren bzw. 

die dadurch ausgelöste Suburbanisierung ins Umland der Zentren.
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2.2. Regionale Besonderheiten – was muss wo gebaut werden?

Den größten Wohnungsneubaubedarf im Zeitraum 2015 bis 2019 gibt es in den Ober-

zentren und deren Umland, dort wird gut jede dritte Neubauwohnung im Land benötigt 

(knapp 5.500 jährlich; vgl. Tab. 4). Dicht dahinter folgt das Hamburger Umland, wo knapp 

jede dritte Neubauwohnung entstehen sollte (knapp 4.600). Dagegen muss in den Mittel-

zentren und deren Umland nur jede achte (gut 2.000) und im Rest des Landes nur rund 

jede fünfte Neubauwohnung stehen (gut 3.500).

Kasten 3: Ein-/Zweifamilienhäuser vs. einfamilienhausähnliche Wohngebäude
Die Unterscheidung zwischen Ein-/Zweifamilienhäusern und Mehrfamilienhäusern im 

Rahmen der Studie folgt der konventionellen Unterscheidung von Eigenheimen und Ge-

schosswohnungen, wie sie auch die amtliche Statistik der Baufertigstellungen kennt. Tat-

sächlich basiert auch das empirica-Prognosemodell auf den langfristigen, sehr stabilen 

Entwicklungen der alters- und geburtskohorten-spezifischen Ein-/Zweifamilienhausquo-

ten aus der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS). 

Dennoch sollten die Ergebnisse –auch nach Aussage der empirica-Gutachter - in der 

praktischen Umsetzung nicht zu streng ausgelegt werden. Denn tatsächlich bestehen 

heutzutage recht große Substitutionsbeziehungen zwischen beiden Bauformen – zumin-

dest dann, wenn Geschosswohnungen familienfreundliche Kriterien berücksichtigen, wie 

z.B. überschaubare Gebäude mit etwa vier bis sechs Wohneinheiten, private Freiflächen 

(z.B. großzügiger Balkon oder Terrasse) und großzügige Unterstellmöglichkeiten.

Insofern zeigen die Prognosen für den Bedarf an Eigenheimen vor allem an, welche Neu-

baumengen an familienfreundlichem Wohnen im mittleren oder gehobenen Segment 

nachgefragt werden. 

In der Praxis ist es städtebaulich nicht immer empfehlenswert, buchstäblich Eigenhei-
me oder sogar freistehende Einfamilienhäuser neu zu errichten bzw. entsprechende 
Baugebiete auszu-weisen. Das gilt für knappe urbane Bodenmärkte genauso wie für 
schrumpfende Regionen, die bereits mit innerörtlichen Leerständen zu kämpfen haben. 
Unter solchen Konstellationen kann der Bedarf an Ein-/Zweifamilienhäusern aber al-
ternativ auch durch die beispielhaft in der Langfassung dargestellten „einfamilienhau-
sähnlichen“ Wohngebäude befriedigt werden.
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Tabelle 4: Jährlicher Neubaubedarf nach Regionstypen in Schleswig-Holstein7

 Annahme: Flüchtlinge nur in Geschosswohnungen 

*ohne Hamburger Umland

Weitere regionaltypische Unterschiede gibt es im Hinblick auf den Anteil an Ein- und Zwei-

familienhäusern (EZFH) im Neubau. Landesweit liegt dieser Anteil in der Zeitspanne 2015 

bis 2019 bei knapp der Hälfte (47%). In den Oberzentren werden dagegen mehr Geschoss-

wohnungen gebraucht – dort sollte die Einfamilienhausquote bei etwa einem Viertel des 

Neubaus liegen (24%), während sie in deren Umland bei über der Hälfte liegen sollte (54%) 

und in den zentrumsfernen „übrigen Gemeinden“ sogar bei rund zwei Dritteln (64%). 

Nach 2019 steigt der erforderliche Anteil der Einfamilienhäuser im Neubau im Vergleich zu 

Mehrfamilienhäusern landesweit von rund der Hälfte auf dann etwa zwei Drittel an (63%). 

Dies liegt vor allem an dem kurzfristig sehr hohen Bedarf an Geschosswohnungen, der we-

gen der Flüchtlinge unterstellt wurde und in der Zeit vor 2020 zum Tragen kommt.

7 Quelle: Berechnungen empirica
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Die Unterscheidung zwischen Ein-/Zweifamilienhäusern und Mehrfamilienhäusern sollte 

dabei nicht zu streng ausgelegt werden. Tatsächlich besteht eine gewisse Substitutions-

beziehung zwischen beiden Bauformen – zumindest dann, wenn Geschosswohnungen 

familienfreundliche Kriterien berücksichtigen, wie z.B. überschaubare Gebäude mit etwa 

vier bis sechs Wohneinheiten, private Freiflächen (z.B. großzügiger Balkon oder Terrasse) 

und großzügige Unterstellmöglichkeiten. Insofern zeigen die Prognosen für den Bedarf an 

Eigenheimen vor allem an, welche Neubaumengen an familienfreundlichem Wohnen im 

mittleren oder gehobenen Segment nachgefragt werden.

2.3. Neubau auch in Schrumpfungsregionen - Reaktivierung von Ortskernen 

vor Neuausweisung von Bauland

Trotz hoher und weiter wachsender Leerstände gibt es sogar in demographischen 

Schrumpfungsregionen immer noch beachtliche Fertigstellungen. Leerstand und Neubau 

bestehen parallel. Dabei konzentrieren sich die Leerstände meist auf weniger attraktive 

Standorte und Bauformen. Den Neubau fragen dagegen eher wohlhabende Haushalte 

mit hohen Ansprüchen nach, die im Bestand keine für sie adäquaten Wohnungen finden. 

Dieser Effekt wurde im Rahmen einer neuen Methodik analysiert: dabei wird anstelle des 

(normativ gesetzten) klassischen Ersatzbedarfs eine (empirisch abgeleitete) qualitative Zu-

satznachfrage geschätzt (vgl. Tab. 3 und Karte 5 sowie Kasten 2). 

Angesichts der aktuellen Marktanspannung führen aber beide Verfahren zu dem eindeuti-

gen Ergebnis, dass aktuell und in der nahen Zukunft weitaus mehr Neubau erforderlich ist 

als in den 2020er Jahren (vgl. Tab. 3). Übereinstimmend führen zudem beide Varianten zu 

dem Ergebnis, dass derzeit weit mehr Wohnungen gebaut werden müssen, als die Fertig-

stellungsstatistik der Jahre 2014 und 2015 aufweist.

Ebenso belegen beide Methoden, dass Neubau in allen Regionen des Landes, auch den 

tendenziell schrumpfenden, nachgefragt wird.

Neubau ist demnach nicht nur für Wachstumsregionen charakteristisch. Man darf nicht ver-

gessen, dass auch in Schrumpfungsregionen anspruchsvolle und zahlungskräftige Nach-

frager leben. Schrumpfende Wohnungsmärkte erkennt man also nicht immer an einem 

fehlenden oder geringen Neubau, wohl aber am höheren und teilweise steigenden Leer-

stand. Der Leerstand wächst dabei aus zwei Gründen: durch Wegzug bzw. Geburtendefi-

zit und damit infolge sinkender Nachfrage, aber auch durch den qualitativ hochwertigen 

Neubau, der trotz ohnehin bestehender Leerstände stattfindet. Daraus ergeben sich sehr 

komplexe städtebauliche und ortsplanerische Herausforderungen.

Aus diesem Grunde sollte in den Schrumpfungsregionen die Sanierung und Reaktivierung 

von Leerständen gegenüber dem Neubau auf der grünen Wiese im Vordergrund stehen. 
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Unter „Ein /Zweifamilienhäuser“ werden im Rahmen der Prognose daher auch die oben 

beschriebenen „einfamilienhausähnlichen Wohngebäude“ – also kleine, überschaubare 

Gebäude mit privaten Rückzugsflächen und möglichst ebenerdigem Zugang zu begrünten 

Außenflächen (z. B. „Stadtvilla“) verstanden. Zuweilen erschweren unbekannte Altlasten 

oder ungünstige Zuschnitte der Wohnungen bzw. der Grundstücke eine „bezahlbare“ Ver-

wertung von Altbeständen. In diesen Fällen könnten Mittel der Städtebauförderung einen 

Beitrag in Form von Revitalisierungs- oder Bleibeprämien leisten.
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3. Vergleich mit anderen Prognosen

Die Prognose für die Zahl der zusätzlich erforderlichen Wohnungen in den kommenden 

Jahren orientiert sich an der langfristigen demographischen Entwicklung. Diese ist inso-

weit verhältnismäßig gut vorherzusagen, als die meisten Haushalte der Jahre bis 2019 bzw. 

bis 2030 schon heute gegründet sind und die Größen- und Altersstrukturen der Haushalte 

sowie deren Wohnpräferenzen sich nicht abrupt ändern. 

Eingeschränkt wird diese Vorhersagbarkeit allerdings durch die Unsicherheit hinsichtlich 

des wohnungsmarktrelevanten Verhaltens der Flüchtlinge sowie im Hinblick auf das künf-

tige Wanderungsverhalten – sowohl der Binnenwanderung als auch der Wanderung vom 

und ins Ausland. So hat auch die „Wohnungsmarktprognose für Schleswig-Holstein bis 

2025“ aus dem Jahr 2011 den mittelfristigen Bedarf unterschätzt, weil die hohe Zahl der 

Flüchtlinge im Jahr 2015 so schlicht nicht vorhersehbar war. Auch das „Schwarmverhalten“ 

der Deutschen, das ein bisher nicht gekanntes Ausmaß an überregionaler Binnenwande-

rung ausgelöst hat, war seinerzeit nicht wirklich prognostizierbar. Und so kann auch die 

vorliegende Prognose bei der Einschätzung der mittel- und langfristigen Einwohnerent-

wicklung daneben liegen, wenn z.B. in fünf oder zehn Jahren eine neue große Zuwande-

rungswelle kommen sollte, oder wenn sich demnächst die Lage im Nahen Osten entspan-

nen sollte und viele Flüchtlinge wieder in ihre Heimat zurückkehrten. Das A und O einer 

Vorausberechnung der Bevölkerung und damit auch für eine Wohnungsbedarfsprognose 

sind eben die Wanderungsannahmen. Aufgrund nicht vorhersehbarer globaler Entwick-

lungen unterliegt der Außenwanderungssaldo jedoch einer hohen Unsicherheit und ist 

somit kaum zu prognostizieren.

Die Berechnungen im Rahmen der Studie „Wohnungsmarktprognose für Schleswig-Hol-

stein bis 2025“ aus dem Jahr 2011 konnte wie auch die Prognose des Bundesinstituts für 

Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) aus dem Jahr 2015 die hohe Flüchtlingszuwande-

rung nicht voraussehen. Im Ergebnis wurde der Neubaubedarf dort erheblich unterschätzt 

(vgl. Tab. 5).
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Tabelle 5: Vergleich mit anderen landesweiten Prognosen8

 * Der Zeitraum 2016-20 umfasst fünf Jahre, der Zeitraum 2015-30 16 Jahre.

Trotz der vermeintlich ungünstigeren Einwohnerentwicklung schätzt vor allem das BBSR 

einen nur unwesentlich kleineren Bedarf als die Wohnungsmarktprognose 2030. Das dürf-

te vor allem auf den höheren Einfamilienhausanteil im Neubau der BBSR-Prognose zurück-

zuführen sein. Die Verkleinerung der Haushaltsgrößen wird dagegen von beiden Studien 

ähnlich eingeschätzt.

Die aktuelle Einschätzung zum Wohnungsneubaubedarf der Landesplanungsbehörde 

Schleswig-Holstein basiert dagegen auf derselben Bevölkerungsvorausberechnung wie 

die empirica-Prognose. Dennoch kommt das Land zu einem geringeren Neubaubedarf als 

empirica. Das liegt zum einen daran, dass empirica eine schnellere Haushaltsverkleinerung 

sowie einen Mehrbedarf infolge einer steigenden Eigenheimquote unterstellt; Darüber 

hinaus geht empirica von einem etwas höheren Ersatzbedarf in den Oberzentren aus. Die 

beiden Prognosen ergänzen sich daher und weisen die mögliche Bandbreite des Bedarfs 

aus.

4. Mietenentwicklung 2016 – Kurzblick über die Ergebnisse des Mietenmonitorings 
2016

Die Angebotspreise in Schleswig-Holstein sind im Jahr 2016 um durchschnittlich 17 Cent 

auf 7,01 Euro je Quadratmeter gestiegen. Dies sind 2,5 Prozent mehr als im Vorjahr. Zum 

ersten Mal seit 2012 liegt der Anstieg damit landesweit wieder unter drei Prozent. 

In der regionalen Betrachtung zeigt sich allerdings, dass dieser Rückgang nicht in allen Tei-

len des Landes gleichermaßen vonstattenging. Während die Mehrheit der Marktregionen, 

die teurer als der Landesdurchschnitt sind, auch mindestens den Gesamtanstieg erreicht, 

8 Quelle: Landesplanung, BBSR, und Berechnungen empirica
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bleiben die preiswerteren Regionen hinter dem landesweiten Anstieg zurück. Der Abstand 

zwischen den Preisniveaus hat sich damit weiter vergrößert.

Im direkten Hamburger Umland lag der mittlere Angebotspreis in der Wiedervermietung 

zwischen 8,33 Euro (Pinneberg) und 9,19 Euro (Ahrensburg) sowie im weiteren Hamburger 

Umland zwischen 7,24 Euro (Bad Oldesloe) und 7,58 Euro (Elmshorn). Der Preisgradient 

entlang der Siedlungsachsen im Hamburger Umland hat sich etwas abgeschwächt. Der 

steigende Marktdruck, der von der Hansestadt Hamburg ausgeht, wird zunehmend nach 

außen weitergetragen. Besonders deutliche Preisanstiege in der Wiedervermietung wei-

sen Geesthacht (+6,7 Prozent) und Elmshorn (+6,8 Prozent) auf.

In den Oberzentren haben mit Flensburg und Neumünster diejenigen Städte an Preisdy-

namik gewonnen, die in den vergangenen Jahren hinter der Entwicklung von Kiel und Lü-

beck zurück geblieben waren. In Flensburg steigt die mittlere Angebotsmiete (ohne Neu-

bau) um +3,9 Prozent auf 6,33 Euro und in Neumünster um +6,4 Prozent auf 5,85 Euro. Kiel 

und Lübeck liegen mit 7,24 und 7,21 Euro je Quadratmeter auf vergleichbarem Niveau. Der 

Preisanstieg in Kiel fällt aktuell (+3,4 Prozent)  und in der mittleren Frist (durchschnittlich 

jährlich +3,5 Prozent seit 2012) höher aus als in Lübeck (jeweils +3,0 Prozent). Der Vergleich 

bezieht sich auch hier auf Wiedervermietungsangebote.

Von den weiteren Mittelzentren liegen nur Bad Segeberg und Eckernförde über dem mitt-

leren Angebotspreis des Landes. Alle weiteren Mittelzentren außerhalb des Hamburger 

Umlandes sind deutlich preiswerter und zuletzt auch weniger stark gestiegen als im Mittel 

der letzten vier Jahre.

Landesweit ist also bei Wiedervermietungen von Bestandswohnungen derzeit noch keine 

Trendänderung zu beobachten. 

Die Zahl der angebotenen Neubauwohnungen am Markt steigt aktuell an, insbesondere 

im Hamburger Umland. Der mittlere Preis im Neubau verteuert sich mit +1,3 Prozent auf 

9,88 Euro je Quadratmeter nur leicht. Diese Dämpfung im Preisanstieg wirkt jedoch noch 

nicht im obersten Preissegment der Wiedervermietungsmieten. Daher lässt sich noch kei-

ne kurzfristig preisdämpfende Wirkung der Angebotsausweitung attestieren.

Auffallend ist – und dies gilt für fast alle Regionen des Landes mit mindestens durchschnitt-

lich stark steigenden Angebotspreisen – dass das preiswerte Segment der Baujahre 1950 

bis 1978 (normaler Wohnungs- und Gebäudezustand ohne Sanierungen) noch immer am 

deutlichsten im Preis anzieht.
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Abbildung 2: Median-Angebotsmiete 2008-20169

Abbildung 3: Indexvergleich Angebotsmieten und Verbraucherpreise10

4.1. Bestand und Bedarf an Sozialwohnungen

Der Bestand an Sozialwohnungen ist regional sehr unterschiedlich ausgeprägt. So liegt 

die Versorgungsquote in den Zentren fast doppelt so hoch wie im Landesdurchschnitt. 

Die „Abschmelzrate“ weist dagegen kaum regionale Unterschiede auf. Insgesamt würde 

die Zahl der Belegungsbindungen ohne weitere Förderung in den kommenden Jahren 

bis 2022 um rund 1.500 Einheiten jährlich schrumpfen. Ein Teil dieser Verluste kann über 

Kooperationen bzw. Vereinbarungen zwischen Vermietern und Kommunen auch ohne Lan-

desförderung kompensiert werden (ca. ein Viertel). Vor allem in schrumpfenden Regionen 

9 Quelle: IB.SH

10 Quelle: IB.SH
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ohne aktuelle Engpässe können Mieter darüber hinaus auch im nicht preisgebundenen 

Bestand bezahlbare Wohnungen finden.

Karte 6: Anzahl Sozialwohnungen pro Tsd. Einwohnerinnen und Einwohnern 2015 und 
2030

2015 2030

Quelle: IB.SH

In den Zentren und deren Umland sowie insbesondere im Hamburger Umland muss da-

gegen ein Großteil der auslaufenden Bindungen ersetzt werden. empirica empfiehlt eine 

Ersatzquote von 75% der wegfallenden Belegungsrechte sowie ein Nachholen der in den 

letzten Jahren zu wenig gebauten Sozialwohnungen. Es wird empfohlen in der nahen Zu-

kunft gut 1.600 Bindungen jährlich neu zu schaffen. Das entspricht landesweit etwa 14% 

des Neubaubedarfs an Geschosswohnung. empirica geht zudem davon aus, dass diese 

Quote nicht sehr viel höher liegen sollte, weil sonst Gefahr besteht, dass der Neubau von 

Wohnungen im mittleren Segment leidet und in der Folge junge Familien weiterhin ins 

Umland verdrängt werden.

5. Empfehlungen empirica

empirica hat auf Basis der Bevölkerungsvorausberechnung des Statistikamtes Nord vom 

Juni 2016 die künftige Wohnungsnachfrage in Schleswig-Holstein prognostiziert. Demnach 

besteht nach wie vor ein erheblicher Neubaubedarf – selbst noch über das Jahr 2020 hin-

aus, wenn das Bevölkerungswachstum unter den getroffenen Wanderungsannahmen lang-

sam abflacht.
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Abbildung 4: Fertigstellungen in Schleswig-Holstein 1995-2015 und Prognosen bis 203011

 Definition: Neubaunachfrage und Neubaubedarf unterstellen denselben quantitativen 

Zusatzbedarf. Darüber hinaus berücksichtigt die Neubaunachfrage eine qualitative Zusatz-

nachfrage, die auf Basis einer von empirica entwickelten Methode empirisch geschätzt 

wird. Alternativ unterstellt der Neubaubedarf einen normativen Ersatzbedarf. 

Interpretation: Diese qualitative Zusatznachfrage kann und sollte interpretiert werden als 

Indikator für nachfragerelevante Qualitätsmängel im vorhandenen Wohnungsbestand. 

Wenn die resultierende Zusatznachfrage nicht befriedigt wird, droht damit implizit eine er-

höhte Abwanderung aus der betreffenden Region.

Annahme: Ohne Angleichung der Verhaltensweise von Flüchtlingen (vgl. Kasten 1)

Die Ursachen für die aktuellen Knappheiten sind sowohl in einem zu geringen Angebot in-

folge des geringen Neubauniveaus der letzten Jahre als auch in einer zumindest regional 

sehr stark steigenden Nachfrage zu finden. Wegen weiterhin schrumpfender Haushaltsgrö-

ßen und regional als Folge von Zuwanderung wird aber auch dann noch eine Nachfrage 

nach neuen Wohnungen vorhanden sein, wenn die Einwohnerzahl des Landes nicht mehr 

steigt. Denn die verbleibenden Einwohner konzentrieren sich auf immer weniger Gemein-

den und beanspruchen dort mehr Wohnfläche pro Kopf. Damit wird es in Schleswig-Hol-

stein selbst auf lange Sicht Gemeinden mit einem hohen Bedarf an bzw. einer hohen 

Nachfrage nach Wohnungsneubau geben.

5.1. Neubau in allen Preissegmenten erforderlich

Knappheitsbedingt sind die Mieten und Kaufpreise in den letzten Jahren in allen Preis-

segmenten gestiegen. Zwar leiden Geringverdienende mehr unter steigenden Mieten als 

11 Quelle: Berechnungen empirica Einwohnerzahlen und Baufertigstellungen Statistikamt Nord
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Beziehende mittlerer oder gehobener Einkommen. Deswegen wird eine Erhöhung der 

Mittel für den sozialen Wohnungsbau gefordert. Gleichwohl kann Abhilfe parallel auch 

durch den Neubau ungeförderter Wohnungen im mittleren Segment erfolgen. Denn Gut-

verdienende weichen bei der Wohnungssuche in Zeiten hoher Mieten vom oberen in das 

mittlere Segment und Normalverdienende vom mittleren in das untere Segment aus. Die 

Knappheit im unteren Segment kann daher auch durch eine Ausweitung des Angebotes 

im mittleren Marktsegment bekämpft werden. Wohnungen im unteren Segment entstehen 

dann (auch) durch Sickereffekte , wenn Normalverdienende sich wieder Richtung mittleres 

und Gutverdienende im oberen (Neubau-) Segment orientieren. Das gelingt jedoch nicht 

von heute auf morgen. Die Zeitspanne bis zur Normalisierung der Märkte – insbesondere 

im unteren Preissegment – sollte daher dringend durch eine weitere, rasche Anhebung des 

Wohngeldes überbrückt werden. Die Anpassungen zu Beginn des Jahres 2016 sind durch 

zwischenzeitlich gestiegene Mietpreise schon wieder größtenteils verpufft.

5.2. Flaschenhals ist immer noch das Bauland

Die Voraussetzung für eine spürbare Mietenentlastung ist ein schneller und kräftiger Zu-

wachs im Wohnungsneubau. Vorbedingung dazu ist jedoch eine spürbare Ausweitung des 

Baulandangebotes – vor allem in den großen Zentren und in den Siedlungsschwerpunkten 

im Hamburger Umland. Nur so kann dem Zusatzbedarf, der in den kommenden fünf Jah-

ren am höchsten sein wird, begegnet werden. Helfen kann auch die Aktualisierung des im 

Landesentwicklungsplan festgelegten wohnbaulichen Entwicklungsrahmens für Gemein-

den, die keine Siedlungsschwerpunkte sind. Sie sollte zeitnah erfolgen, um auch diesen 

Gemeinden genügend Entwicklungsmöglichkeiten zu geben. 

Zuweilen ist Bauland bereits vorhanden, aber nicht verfügbar, weil es von den Eigentü-

mern gehortet wird. Diesen Stau könnte man durch eine höhere Grundsteuer auf unbe-

baute und untergenutzte Grundstücke auflösen. Zum Beispiel durch Einführung einer 

Bodenwertsteuer, die den Wert des Grundstückes und nicht den der Bebauung zur 

Grundlage hat. Daraus ergeben sich erhebliche Anreize zur Nachverdichtung. Denn im 

Unterschied zur aktuellen Grundsteuer bliebe die Steuerlast einer Bodenwertsteuer bei 

Nachverdichtung konstant bzw. sinkt die Quadratmeterbelastung dann mit jeder zusätzlich 

gebauten Wohnung.



- 23 -

Abbildung 5:  Hemmnisse für Investionen in den Neubau in Schleswig-Holstein12

 *Fallzahl N=73-83

Eine Bodenwertsteuer wäre auch für Schrumpfungsorte segensreich: Wenn es für leer ste-

hende Gebäude zudem keinen Grundsteuerrabatt mehr gäbe, würden deren Eigentümer 

schneller verkaufen. Dadurch sänke der Preis und neue Nutzer, die das Gebäude revitali-

sieren wollen, kämen günstiger zum Zuge. So wäre es unattraktiver, auf der grünen Wiese 

am Stadtrand neu zu bauen, während die Innenstadt austrocknet. Gleichzeitig wird die At-

traktivität der Ortskerne gestärkt.

5.3. Nur beherzte Angebotsausweitung kann lokale Knappheiten beseitigen

Voraussetzung für einen entspannten Wohnungsmarkt ist das Vorhandensein eines ausrei-

chenden Angebotes an Wohnungen. Dazu ist unausweichlich eine Ausweitung des Baulan-

dangebotes erforderlich. Andere Abkürzungen zum Ziel stabiler Mietpreise sind weniger 

hilfreich. Steuerliche Wohnungsbausubventionen sind nicht treffsicher, da auch Luxus-

wohnungen oder Schrumpfungsregionen profitieren. Dass eine regionale oder segment-

spezifische Abgrenzung schwierig und konfliktträchtig wäre, hat die Diskussion um die 

Begrenzung einer Sonder-AfA auf „angespannte“ Märkte mit gleichzeitiger Beschränkung 

der förderfähigen Baukosten gezeigt. Außerdem würde eine subventionsbedingt höhere 

Zahlungsfähigkeit der Investoren bei weiterhin knappem Grundstücksangebot mit ziemli-

cher Sicherheit in steigenden Baulandpreisen verpuffen. 

Verschärfungen des Mietrechts durch Mietpreisbremsen oder soziale und ökologische Auf-

lagen der Kommunen im Rahmen städtebaulicher Verträge bergen eigene Risiken. Denn 

sie könnten die ohnehin zu geringe Neubautätigkeit weiter ausbremsen. Derzeit zeigen 

sich die Investoren zwar noch weitgehend unbeeindruckt. Dies muss aber im Zusammen-

hang mit den Niedrigzinsen gesehen werden. Sobald die Flucht ins Betongold nachlässt, 

12 Quelle: Kommunalbefragung und empirica
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weil andere Anlageformen wieder Rendite versprechen, dürften die Risiken der Mietpreis-

bremse zumindest schwerer wiegen als heute. 

Darüber hinaus gilt es zu bedenken, dass bei stärkerer Mietpreisregulierung zwar die Mie-

ten langsamer steigen mögen, bei anhaltender Knappheit bleibt aber ungewiss, ob dies 

wirklich den Geringverdienern zugutekommt: wenn Vermieter auf Mieterhöhungen ver-

zichten müssen, haben sie umso höhere Anreize, Mietausfälle zu vermeiden. Daher werden 

sie eher dem besser verdienenden Mieter den Vorzug geben.

6. Empfehlungen aus Sicht der Kommunen

Aus der offenen Frage in der Kommunalbefragung und den Regionalkonferenzen lassen 

sich einige Empfehlungen aus Sicht der Kommunen ableiten:

6.1. Baulandmangel

• Um dem Problem des (wahrgenommenen) Baulandmangels zu begegnen, fordern 

die Kommunen eine Anpassung des Landesentwicklungsplans an die Bedarfe vor 

Ort. Die aktuelle Neuaufstellung sollte mit Hochdruck verfolgt werden, da die Flächen 

jetzt gebraucht werden und nicht erst in ein paar Jahren.

• Ein weiterer wichtiger Punkt zur Verbesserung des Problems Baulandmangel ist nach 

Ansicht der Kommunen die Förderung von Stadt-Umland-Kooperationen durch das 

Land. Es sollten Anreize zum Aufbau solcher Kooperationen gesetzt und funktio-

nierende Kooperationen „belohnt“ werden. Hintergrund ist u.a. die Hoffnung der 

Zentren, die Konkurrenz um die einkommensstarken Haushalte mit dem Umland zu 

reduzieren. Gleichzeitig sollte sich auch das Umland am Bau von (günstigen) Mehr-

familienhäusern beteiligen. Ein Problem ist allerdings, dass im Umland anscheinend 

Investoren im Niedrigpreissegment (z.B. Genossenschaften) nicht investieren. Hier 

wurde gefordert, Gespräche zu forcieren.

• Nicht zuletzt fordern einige Kommunen die Erleichterung von Bauleitplanverfahren. 

Die Hürden zur Aufstellung von Bebauungsplänen seien viel zu hoch und die Verfah-

ren dauerten zu lange. Es sollte dringend an der Vereinfachung und/oder Standardi-

sierung des Verfahrens gearbeitet werden ohne die eigentlich guten Ziele aufzuge-

ben.
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6.2. Förderpolitik

• Die Bedingungen des geförderten Wohnungsbaus werden überwiegend als attraktiv 

eingeschätzt. Allerdings wird dafür plädiert, die Miethöhen in den Regionalstufen zu 

erhöhen.

• Auch zur Schaffung eines bezahlbaren und bedarfsgerechten Angebots an altenge-

rechten Wohnungen sei die Landesförderung bereits sehr flexibel.

• Gerade in angespannten Wohnungsmärkten wird jedoch ein hoher zukünftiger Be-

darf an gefördertem Wohnraum prognostiziert, der weit über den Ersatz von auslau-

fenden Bindungen hinausgeht.

• Eine Senkung der hohen Grunderwerbssteuer sowie der Ausbau der Eigentumsför-

derung werden ebenfalls gefordert.

7. Wesentliche Schlussfolgerungen aus Sicht der Wohnraumförderung

Zusammen mit der Bedarfseinschätzung der Landesplanungsbehörde zeigt die Woh-

nungsmarktprognose von empirica eine mögliche Bandbreite des zukünftigen Woh-

nungsneubaubedarfs in Schleswig-Holstein auf. Die Ergebnisse der Studie legen eine 

Fortsetzung der regional sehr differenzierten Entwicklung von Bevölkerung und Woh-

nungsbaubedarfen nahe. Die Wohnungspolitik steht daher vor zwei großen Herausforde-

rungen. Erstens muss dem stark gestiegenen Wohnraumbedarf nachgekommen werden, 

zweitens dürfen die regionalen Unterschiede nicht vernachlässigt werden. Insbesondere 

darf die derzeit hohe Nachfrage nicht zu einem „Wildwuchs“ führen. „Vielmehr war es noch 

nie so wichtig wie heute, qualitativ hochwertige Wohnungen zu bauen, die auch künftig 

noch den steigenden Ansprüchen der Nachfrager gerecht werden.“ (Zitat empirica). Insbe-

sondere dem altengerechten Bauen kommt dabei eine große Bedeutung zu. 

Die Studie macht deutlich, dass es in Schleswig-Holstein langfristig wachsende Regionen 

gibt, während andere Regionen in absehbarer Zeit wieder Bevölkerung verlieren werden. 

Beide Regionstypen benötigen bedarfsgerechten und qualitätsvollen Wohnungsneubau, 

abgestimmt auf die regionalen Bedarfe. Die kleinräumige Betrachtung notwendiger För-

derung erweist sich daher weiterhin als angemessen und soll fortgesetzt werden. Insbe-

sondere in den absehbar schrumpfenden Regionen bedarf es des qualitätsverbessernden 

Neubaus unter besonderer Beachtung altengerechten Bauens (MFH). Dem hohen Nach-

fragedruck sollte nicht unreflektiert durch die Ausweisung neuer (Einfamilienhaus-)Bauge-

biete nachgegeben werden. Vielmehr muss die langfristige Entwicklung im Blick behalten 

werden, da andernfalls hohe Folgekosten durch Leerstand drohen. Den bekannten Inst-

rumenten „Wohnungsmarktkonzepte“ und „kleinräumige Bevölkerungs- und Wohnungs-
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marktprognosen“ kommt daher eine sehr hohe Bedeutung zu. Bestehende Konzepte soll-

ten aktualisiert oder neue erstellt werden.

Der sozialen Wohnraumförderung kommt in Zeiten angespannter Wohnungsmärkte eine 

besondere Bedeutung zu. Der geförderte Wohnungsbau muss daher weiter durch die 

Akteure im Land Schleswig-Holstein intensiviert werden und durch Maßnahmen des Bun-

des im Bereich der Subjektförderung (Wohngeld) ergänzt werden. Durch die derzeitigen 

Marktbedingungen steht die Attraktivität der Wohnraumförderung stark unter Druck. Mög-

liche Nachsteuerungen müssen ergriffen werden. Darüber hinaus bedarf es jedoch auch 

einer konsequenten Anwendung der Förderung in den Kommunen. Ziel der Wohnraum-

förderung muss es sein, dem Abschmelzprozess der geförderten Wohnungen entgegen 

zu wirken. Aus diesem Grunde wird angestrebt, jährlich mindestens 1.600 Wohneinheiten 

neu zu binden. Zu diesem Zwecke bedarf es einerseits der konsequenten Fortsetzung 

der Förderung von Neubau. Darüber hinaus muss jedoch ebenfalls angestrebt werden, 

auslaufende Bindungen zu verlängern oder anderweitig Bestandswohnungen in die Miet-

preisbindung zu bringen. Dem (preiswerten) Wohnungsbestand kommt eine besondere 

Bedeutung zu.

Neben dem schwerpunktmäßigen Ziel der Verbesserung der Versorgungslage für dieje-

nigen Haushalte, die sich am Markt nicht angemessen mit Wohnraum versorgen können, 

darf auch das Förderziel der Stabilisierung von problembehafteten Quartieren nicht aus 

dem Blick verloren werden. Gerade in Zeiten hohen Nachfragedrucks müssen stadtent-

wicklungs- und sozialstrukturelle Ziele intensiv weiter verfolgt werden.

Zur Umsetzung dieser Ziele bedarf es insbesondere der kooperativen Entwicklung von 

Maßnahmen und Strategien auf lokaler Ebene. Die Wohnraumförderung strebt daher an, 

den bisherigen Weg des intensiven Informationsaustauschs zwischen den Akteursgruppen 

fortzusetzen.
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II Tabellenanhang

Tabelle 1: Bevölkerung und Haushalte 2014/15/19/24/29/3013

13 Quelle: Statistikamt Nord und empirica
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Tabelle 2: Jährlicher Neubaubedarf bis 203014

14 Quelle: empirica
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Tabelle 3: Partialeffekte des Neubaubedarfs bis 203015 

*Abwanderung und steigende Ein-/Zweifamilienhausquote   **Zuwachs Wohnungsnach-

frage

15 Quelle: empirica
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Tabelle 4: Jährliche Neubaunachfrage bis 203016 

16 Quelle: empirica
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Tabelle 5: Marktaktiver und totaler Leerstand 201517 

*nur Geschosswohnungen, die unmittelbar disponibel sind, bzw. leer stehen, aber gege-

benenfalls mittelfristig aktivierbar wären (<6 Monate)

17 CBRE-empirica-Leerstandsindex und Berechnungen empirica
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